zandelt Berlin im Königl. Schloſſe, am 6. April 1818. 

a dem Patente Sr. Majeſtät des Königs vom 18. März 1848 wegen 
unigter Einberufung des Vereinigten Landtags erklären Allerhöchſtdieſel⸗ 
welche Vorſchläge Sie zur Regeneration Deutſchlands den deutſchen Buns 

zenoſſen zu machen entſchloſſen find. Se. Majeſtät erklären zugleich, wie 
ie bei den ausgeſprochenen Wünſchen und Vorſchlägen auf die bereiteſte Mit⸗ 
irkung Ihrer deutſchen Bundesgenoſſen und des deutſchen Volkes rechnen, wel⸗ 
es Sie mit Freuden durch Einverleibung Ihrer nicht zum Bunde gehörigen 
rovinzen in den Bund verſtärken werden, wenn, wie Sie vorausſetzen, deren 
rufene Vertreter dieſen Wunſch theilen und der Bund ſte aufzunehmen be⸗ 
it iſt. 
Se. Majeſtät der König haben durch das Allerhöchſte Propoſitions⸗Dekret 
m 3. d. M. die zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen aufgefordert, die 
f dieſelben nach ihren reſp. Bevölkerungs⸗Verhältniſſen zur deutſchen „ in 
her Zukunft in Frankfurt a. M. zuſammentretenden National⸗Repräſentation 
ffenden Vertreter in abgeſonderten, hier in Berlin ſofort zuſammentretenden 
tovinzial⸗Verſammlungen zu wählen. An die Abgeordneten der Provinz 
fen iſt zugleich die Aufforderung ergangen, inſofern fie in Folge des Patents 


vom 18. v. M. den Wunſch ausſprechen ſollten, dem deutſchen Bunde einver⸗ 


leibt zu werden, 12 Mitglieder für die deutſche National⸗Vertretung zu Frank⸗ 
furt a. M. zu wählen. en 

Die Provinzial⸗Stände des Großherzogthums Poſen waren heute in Folge 
der Aufforderung des Marſchalls des Vereinigten Landtags Vormittags um 
9 Uhr zur Erklärung über den vorbemerkten Gegenſtand zuſammengetreten und 
es waren unter dem Vorſitz des Provinzial⸗Landtags⸗Marſchalls Freiherrn 
v. Hiller gegenwärtig: der Fürſt Wilhelm Radziwill, der Fürſt Boguslaw Nas 


Dziwill, der Fürſt Sulkowski, die Abgeordneten: v. Reiche, v. Niegolewski, 


Graf Mycielski, v. Kurczewski, Graf Bninski, v Zakrzewski, v. Taczanow⸗ 
ski, Fellmann, v. Miſzewski, v Kraſzewski, v. Niemojowski, Küpfer, Szu⸗ 
mann, v. Brodowski, v. Jaraczewski, Graf Heliodor Skorzewski, Graf Ar⸗ 
nold Skorzewski, Bielefeld, Appelbaum, Rathſtock, Bänſch, Kugler, Brown, 
Hausleutner, Cichoſzewski, Sawinski, Paternowski, Gebauer, Ziethen, Steie⸗ 
rowicz, Ziolkowski, Urban, König, Sadomski, Krauſe, Jordan, Dräger, 
Peterſon, Przygodzki, Blobel. E 

Der Marſchall eröffnete die Verhandlung mit der Anordnung, daß das 
Patent vom 18. März d. J. und das Propoſitions⸗ Dekret vom 3. d. M der 
Verſammlung vorgelefen wurde, welches durch den zum Scekretair ernannten 
Abgeordneten Brown in deutſcher Sprache geſchah, wonächſt die ſpeciell zur Ver⸗ 
handlung gehörigen Stellen der gedachten Aktenſtücke durch den Abgeordneten 
v. Taczanowski in polniſcher Sprache verſtändlich gemacht wurden. 

6 Der Marſchall erklärte nunmehr, daß zwei Fragen zur Diskuſſion zu ſtel⸗ 
en ſeien: 


1) ob die Provinzial⸗Stände die Einverleibung des Großherzogthums Poſen 


in den deutſchen Bund wünſchen und beantragen? 

2) ob fie die Wahl der auf das Großherzogthum vertheilten 12 Vertreter für 
die deutſche National-Repräſentation vornehmen wollen? 

Der Abgeordnete v. Kraſzewski zieht zuvörderſt die Competenz der Verſamm⸗ 
lung in Zweiſel, und trägt darauf an, daß die Verſammlung einfach erkläre, 
wie fie nach der beſtehenden Stände⸗Verfaſſung ſich nicht berechtigt erachte, über 
den vorliegenden Gegenſtand eine Erklärung abzugeben. 

Dieſer Meinung wurde aber von mehreren Seiten entgegengetreten, und 
es giebt die Diskuſſion dem vorſitzenden Marſchall Veranlaſſung, die Frage 
zu ſtellen: . 5 

Hält die Verſammlung ſich auf Grund der beſtehenden ſtändiſchen Ver⸗ 

faſſung für berechtigt, die in dem Propoſitions-Dekrete vom 3. April d. 

J. enth ltene Frage zu beantworten? 

Dieſe Frage wurde von 40 Mitgliedern bejaht und nur von 4 Mitgliedern 
verneint. * 

Es wurde nun zur Berathung des in dem Propoſitions⸗Dekrete der Vers 
ſammlung gemachten Anſinnens ſelbſt geſchritten, worüber ſich eine lebhafte 


Diskuſſton entſpann, und nach Beendigung welcher die Verſammlung ſich zur 
Aufſtellung folgender Frage vereinigte: 


Will die Verſammlung den Wunſch ausſprechen, daß das Großherzogthum 
Poſen dem deutſchen Bunde einverleibt werde? N 
Es wurde auf namentliche Abſtimmung angetragen, welche hierauf ſtatt⸗ 
fand und folgendes Reſultat ergab: | 
Für die Verneinung der Frage hatten geſtimmt: Fürſt Wilhelm Radziwill, 
Fürſt Sulkowski, die Abgeordneten: v. Niegolewski, Graf Mycielski, v. Kur⸗ 
czewski, Graf Bninski, v. Zakrzewski, v. Taczanowski, v. Miſzewski, v. Kra⸗ 
ſzewski, v. Niemojowski, Szumann, v. Brodowski, v. Jaraczewski, Graf 
Heliodor Skorzewski, Graf Arnold Skorzewski, Kugler, Cichoſzewski, Sa⸗ 
vinsti, Paternowski, Steirowicz, Ziolkowski, Sadomski, Krauſe, Jordan, 
Przygodzki. | 

Für die Bejahung der Frage haben geſtimmt: Freiherr v. Hiller, Mar⸗ 
ſchall, die Abgeordneten: v. Reiche, Küpfer, Fellmann, Bielefeld, Appelbaum, 
Nathſtock, Bänſch, Brown, Hausleutner, Gebauer, Ziethen, Urban, König, 
Dräger, Peterſon, Blobel. N : 

Auf Antrag wird noch bemerkt, daß folgende Mitglieder nicht anweſend 
waren: der Fürſt von Thurn und Taxis, der Graf Rarzynski, die Abgeordneten: 
d. Potworowski „ Rekowsei, v. Brzezanski, v. Treskow, Naumann. 

Die Frage über die Einverleibung des Großherzogthums Poſen in den 


dautſchen Bund iſt daher von der Verſammlung mit einer Majorität von 26 


gegen eine Minorität von 17 abgelehnt und durch dieſe Abſtimmung auch die 
Wahl von 12 Vertretern bei der deutſchen National-Repräfentation zu Frauk⸗ 
furt a. M. in dieſer Verſammlung beſeitigt worden. | 
ge Majorität motivirte ihre ablehnende Beſchlußnahme in folgender 
In Erwägung, daß das Volk, welches ſeine Nationalität nicht achtet 
und ſein Vaterland nicht über Alles liebt, auch auf die Achtung bei andern 


Völkern keinen Anſpruch machen kann, in Erwägung, daß wir die Polen nach 


dem Zeugniß der Weltgeſchichte die Nationalität aller anderen Völker und de 
ren Freiheiten nie gefährdet und daher deren Sympathieen ſtets gewünſcht und 


zu würdigen gewußt haben; in Erwägung ferner, daß der hohe Vereinigte Land⸗ 
tag in ſeiner Adreſſe an Se. Majeſtät den König vom 2. d. M. im Namen 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſer 


Deutſchlands die angeordnete nationale Reorganiſation des Großherzogthums 
Poſen mit Freuden begrüßt hat, haben wir uns als Polen und als Vertreter 
der überwiegend größeren Zahl der Bevölkerung des Großherzogthums Poſen 
nach reiflicher Ueberlegung feſt entſchloſſen, mit Bezug auf die Allerhöchſte 
Verordnung vom 18. März d. J. und vom 3. d. M. feierlichſt zu erklären: 
„daß diejenigen polniſchen Landestheile, welche von dem ehemaligen Her⸗ 
zogthum Warſchau durch den Wiener Traktat mit Garantie ihrer Natio⸗ 
nalität unter den preußiſchen Scepter geſtellt worden find, dem deutſchen 
Bundesſtaate nicht beitreten können, noch dürfen, weil das polniſche Volk, 
welches dem edlen großen vereinigten deutſchen Volke brüderlichſt die Hand 
reicht, deſſen ihm ſo werthe Achtung und Sympathie verlieren müßte, wenn 
Jes ſo entartet wäre, daß es feine Vaterlandsliebe aufgeben und in einer 
fremden Nationalität zu verſchwinden entſchloſſen ſein ſollte, und weil die 
Stände des Großherzogthums Poſen mit ihren auf ſämmtlichen Provin⸗ 
zial⸗Landtagen gemachten Anträgen und Beſchwerden in Widerſpruch ge⸗ 
rathen würden.“ a » } 
Die Minorität der Verſammlung motivirt die Bejahung der Frage in 
folgender Weiſe: 
„Aus den nämlichen Gründen der Nationalität, welche die Majorität gel⸗ 
tend macht, in Erwägung, daß die deutſche Bevölkerung des Großherzog⸗ 
thums Poſen zu der polniſchen nach amtlichen Zählungen ſich in Verhält⸗ 
niß von 5 zu 7 befindet: in Erwägung endlich, daß die dem Großherzog⸗ 
thum Poſen garantirten nationalen Inſtitutionen für die Deutſchen nur 
deutſche ſein können, ſtimmt die Minorität der Verſammlung in voller 
Uebereinſtimmung mit den Wünſchen und mit den in unzähligen bereits 
der Staats Regierung überreichten Petitionen ausgeſprochenen Anträgen 
ihrer deutſchen Kommittenten für die Einverleibung des Großherzogthums 
58 mindeſtens der überwiegend deutſch bevölkerten Kreiſe in den deutſchen 
Bund.“ a 
Von Seiten der Majorität wird die Richtigkeit des von der Minorität 
vorſtehend behaupteten Bevölkerungs-Verhältniſſes und der demſelben zum 
Grunde liegenden amtlichen Zählungen beſtritten. 8 
Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 


(gez.) Bielefeld. Appelbaum. Rathſtock. Bänſch Kugler. 
Hausleutner. Brown. Cichoſzewski. Sawinski. Gebauer. 
Paternowski. Ziethen. Steierowiez. Ziolkowski. Urban. 


König. Jordan. Dräger. Peterſon. Stanislaus. Przygodski. 
Blobel. Frhr. v. Hiller. Aug. Sulkowski. Radziwill. v Reiche. 
v. Niegolewski. A. v. Brodowski. Theodor Mycielski. J. v. 
Kurcewski. Bninski. Zakrzewski. v. Taczanowski. Fellmann. 
Miſzewski. v. Kraſzewski. v. Niemojowski. Küpfer Szumann. 
Julian Jaraczewski. Heliodor Skorzewski. Arnold 
Skorzewski. N 


Verhandelt Berlin, den 7. April 1818. 

Am geſtrigen Tage hat zufolge des Allerhöchſten Propoſitions⸗Dekrets an 
die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände vom 3. d. M. die abge⸗ 
fonderte Verſammlung der Provinzial-Stände des Großherzogthums Pofen 
ſtattgefunden, in welcher darüber verhandelt worden iſt: — 

1) ob die Provinzial⸗Stände die Einverleibung des Großherzogthums Poſen 
in den deutſchen Bund wünſchen und beantragen wollen? 
2) ob fie die Wahl der auf die Provinz Polen vertheilten zwölf Vertreter für 
die deutſche National⸗Repräſentation zu Frankfurt a. M. vernehmen wollen? 
Nach Lage des über dieſe beſondere Sitzung der Provinzial⸗Stände der Pro⸗ 
vinz Poſen aufgenommenen Protokolls iſt die erſte der obigen Fragen mit einer 
Majorität von 26 gegen eine Minorität von 17 Stimmen verneinend beant⸗ 
wortet und durch dieſe Abſtimmung auch die zweite Frage in jener Verſamm⸗ 
lung beſeitigt worden. 

Die Majorität der Provinzialſtände⸗Verſammlung beſteht in Abgeordneten 
polniſcher Nationalität, während die Minorität Deutſche ſind und nur die von 
Deutſchen bewohnten Theile der Provinz, beſonders die an Weſtpreußen, Vran⸗ 
denburg und Schleſien anſtoßenden, ganz deutſche Grenzkreiſe vertreten. 

Die die Minorität bildenden Abgeordneten der deutſchen Bevölkerung der 


Provinz Poſen können ſich daher bei ihrem der Majorität ganz entgegengeſetz⸗ 


ten Intereſſe durch die Beſchlußnahme derſelben nicht gebunden halten, und um 
ſo weniger, als dieſer Beſchluß nach Lage der provinzialſtändiſchen Geſetzge⸗ 
bung, deshalb kein entſcheidender ſein kann, weil er nicht zwei Drittheile der 
Stimmen erhalten hat. Von dieſer geſetzlich begründeten Anſicht beſtimmt, hat 
ſich heute die Minorität der Provinzialſtände⸗Verſammlung des Großherzog⸗ 
thums Poſen zu einem die deutſche Bevölkerung und die deutſchen Intereſſen 
vertretenden beſonderen Konvente unter dem Vorſitze des Provinzial⸗Landtags⸗ 
Marſchalls Freiherrn v. Hiller vereinigt, zu welchem erſchienen waren: der 
Marſchall Freiherr v. Hiller, die Abgeordneten v. Reiche, Fellmann, Küpfer, 
Appelbaum, Rathſtock, Bänſch, Brown, Hausleutner, Gebauer, Ziethen, Urs 
ban, König, Dräger, Peterſon, Blobel. Der Abg. Bielefeld war nicht erſchienen. 

Die Verſammlung erklärt nun Folgendes: Bereits unterm sten d. Mts. 
haben, mit Vollmacht von ihren reſp. Kreiſen und Diſtrikten hierzu verſehen, 
beſondere Abgeordnete des noch beim Großherzogthum Poſen verbliebenen Theils 
des ehemaligen Netz⸗Diſtrikts, ſo wie die Kreiſe Birnbaum, Meſeritz Bomſt, 
Frauſtadt und des weſtlichen, die Städte Rawitſch, Sarne, Vojanowo und 
Punitz begreifenden Gränzſtreifens des Kröbener Kreiſes, der hohen Staats⸗ 
Regierung eine Erklärung dahin abgegeben: „wie die in der unendlich großen 
Mehrzahl deutſche Bevölkerung dieſes längs an Weſtpreußen, der Neumark 
und Schleſien ſich hinziehenden und in ſich zuſammenhängenden Gränz⸗Geblets⸗ 
Gürtels des Großherzogthums nach den heiligen und unverjährbaren Rechten der 
Nationalität, als ein unmittelbar das deutſche Bundesgebiet begränzendes deut⸗ 
ſches Land bewohnend, dem deutſchen Bunde einverleibt zu werden verlange 
und keiner nicht weſentlichen deutſchen Verwaltungs- Behörde Folge zu leiſten 
entſchloſſen ſind. N J 

Die die Mehrzahl in dem Poſener Provinzial-Landtage bildenden Abge⸗ 
ordneten polniſchen Urſprungs haben am geſtrigen Tage ausgeſprochen, daß das 
Großherzogthum Poſen in feiner Geſammtheit nicht dem deutſchen Bunde bei⸗ 
zutreten wünſche. Die Minderzahl, die deutſchen Abgeordneten umfaſſend, 
muß dieſen Wunſch, als den Ausdruck eines nationalen Gefühls, achten. Derſelbe 
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kann indeſſen nach der Natur der Sache nur für den von einer überwiegend polni⸗ 
ſchen Bevölkerung bewohnten Theil der Provinz, dem die einen ſolchen Wunſch 
ausſprechenden Abgeordneten weſentlich angehören, maßgebend ſein. Die un⸗ 
terzeichneten deutſchen Abgeordneten erklären dagegen wiederholt auf das feier⸗ 
lichſte und beſtimmteſte, daß fie, in Gemäßheit des auf authentiſche Weiſe feſt⸗ 
ſtehenden Wunſches ihrer Kommittenten, mit dem obengedachten deutſchen Ge⸗ 
bietsgürtel dem deutſchen Bunde beizutreten verlangen. Und in der Ueberzeu⸗ 
gung, daß Deutſchland eben ſo wenig, wie ihr deutſcher König und ihre deutſche 
Regierung, einem ſo rechtmäßigen Verlangen entgegentreten können und wer⸗ 
den, haben ſie nach dem Verhältniſſe der Bevölkerung des mehrgedachten Ge⸗ 
bietstheils (526,900 Seelen nach Dieterici's neueſten ſtatiſtiſchen Tabellen) für 
denſelben ſofort fünf Abgeordnete zur deutſchen National⸗Vertretung zu wählen 
und zu ernennen beſchloſſen. f 

In Folge dieſes einmüthigen Beſchluſſes ſchritt die Verſammlung nun⸗ 
mehr zur Wahl. Dieſelbe dehnte ſich auch auf die Ernennung von fünf Stell⸗ 
vertretern aus, für welche letzteren die Regel feſtgeſtellt wird, daß fie nach der 
in dies Protokoll einzutragenden Reihefolge, im Fall der Verhinderung eines 
oder mehrerer der gewählten Abg., als deutſche National⸗Repräſentanten einzu⸗ 
treten berufen fein ſollen. Das Wahl⸗Verfahren wurde dahin beſtimmt, daß 
ein Jeder der Anweſenden den Namen des zu Wählenden auf einen Stimm⸗ 
zettel ſchreibt, welcher dem an Lebensjahren jüngſten Mitgliede der Verſamm⸗ 
lung, dem Abg. Peterſon, einzuhändigen und von dem zum Sekretair ernann⸗ 
ten Abg., Bürgermeiſter Brown, verleſen wird. Zur Vollſtändigkeit der Wahl 
iſt abſolute Stimmen⸗Mehrheit erforderlich. Den abgegebenen Stimmzetteln 
nach waren erwählt worden: N j a 

A. Als Abgeordnete zur Verſammlung der deutſchen National-Repräfen- 
tation: der Rittergutsbeſitzer, Legationsrath Heinrich Küpfer auf Czacz, Kreis 
Wirſttz, der Juſtizrath Eckert zu Bromberg, der Freigutsbeſitzer Seemsdorf zu 
Podanin, Kreis Chodzieſen, der Direktor der Königl. Realſchule, Samuel Gott⸗ 
fried Kerſt zu Meſeritz, der Apotheker Wilhelm Hausleutner zu Rawicz. Ein 
jeder der Abgeordneten hatte die volle Stimmenzahl von 16 erhalten und war 
alſo einſtimmig erwählt worden. kan! 

B. Als Stellvertreter: der Lande und Stadtgerihts=- Direktor Geßler zu 
Schubin, der Rittergutsbeſttzer v. Leipziger auf Pietrönke, Kreis Chodzieſen, 
der Bürgermeiſter Moritz Brown zu Meſeritz, der Rittergutsbefiger v. Schwi⸗ 
how auf Margoninsdorf, bei Chodzieſen, der Rittergutsbeſitzer v. Seidlitz 
zu Srodke, Kreis Birnbaum. | n 

Für den Fall, daß die Staats⸗Regierung, in Uebereinſtimmung mit dem 
Allerhöchſten Propoſttions⸗Dekrete vom 3. d. M., die Vollzahl der für die Pro⸗ 
vinz Poſen beſtimmten deutſchen National⸗Nepräſentanten erforderlich halten 
ſollte, beſchloß die Verſammlung, noch eyentualiter die zur Vollzahl von zwölf 
noch fehlenden ſteben Abgeordneten und eben fo viel Stellvertreter aus den über⸗ 
wiegend polniſchen und mit polniſcher und deutſcher Bevöllerung gemiſchten 
Gebietstheilen der Provinz Poſen zu wählen. Bei dieſer eventuellen Wahl wa⸗ 
ren, den abgegebenen Stimmzetteln gemäß, einſtimmig erwählt worden: 

A. Zu Abgeordneten: der Oberſt v. Brand zu Poſen, der Ober⸗Appella⸗ 
tionsgerichtsrath Hausleutner zu Poſen, der Rittergutsbeſitzer v. Potworowski 
auf Gola, Kreis Kröben, der Baron v. Hertefeld zu Gora, Kreis Pleſchen, 
der Graf Mielzynski zu Köpnitz, Kreis Bomſt, der Rittergutsbeſttzer v Tacza⸗ 
nowski zu Taczauow, Kreis Wreſchen, der Kaufmann Jakob Träger zu Poſen. 

B. Als Stellvertreter: der Rittergutsbeſttzer Sänger zu Zarczyn, Kreis 
Schubin, der Land⸗ und Stadtgerichts⸗Rath Neumann zu Poſen, der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer v. Jaraczewski zu Gluchowo, Kreis Koſten, der Graf Mycielski 
zu Chociſzewice, Kreis Kröben, der Graf Poninski zu Wreſchen, der Kauf— 
mann Bielefeld zu Poſen, der Ober-Bürgermeiſter Eugen Naumann zu Poſen. 

Weiter war nichts zu verhandeln, daher dies Wahl⸗Protokoll vorgeleſen, 
genehmigt und unterſchrieben wurde. 

(gez.) Freiherr v. Hiller. Küpfer. Fellmann. Ziethen. Brown. 
Dräger. Appelbaum. König. Blobel. Hausleutner. v. Reiche. 
Gebauer. Urban. Rathſtock. Bänſch. Peterſohn. 

) . 


} 


| Neueſte Nachrichten. 

Die neueſte Nummer der Allg. Pr. Ztg. enthält über die polniſche Frage 
folgenden bemerkenswerthen Artikel. Die polniſche Frage beſchäftigt fortwäh⸗ 
rend lebhaft alle Gemüther, ſowohl hier, als auch im ganzen übrigen Deutſch⸗ 
land. Die neueſten Nachrichten aus Poſen geben dieſem Intereſſe neue Rab: 
rung, rufen aber leider auch gleichzeitig Befürchtungen ernſter Conflikte zwi⸗ 
ſchen den legalen Behörden und den bewaffneten Schaaren hervor, die von den 
polniſchen Comités zuſammengerufen worden ſind, deren friedliche Auflöſung 
jetzt aber großen Schwierigkeiten begegnet. Noch darf freilich die Hoffnung 
nicht aufgegeben werden, den geſetzlichen Zuſtand des Landes friedlich hergeſtellt 
zu ſehen; andererſeits kann es nicht verhehlt werden, daß die Ausſicht hierauf 
keine ſichere iſt. Von Wichtigkeit iſt es daher, das preußiſche wie das deutſche 
Publikum zu überzeugen, daß unſere Regierung nichts verſäumt hat, was den 
Landfrieden erhalten und beklagenswerthen Ereigniſſen vorbeugen kann, daß 
jede Conceſſton gemacht iſt, die ſich mit der Rückſicht auf die Intereſſen Dentſch⸗ 
lands und Preußens, die in hohem Maße hierbei betheiligt ſind, vereinigen 
läßt. Vor Allem möge es Jedem, der etwa hieran noch zweifeln könnte, offen 
geſagt werden, Preußen hegt keinerlei Gedanken des Eigennutzes bei Löſung der 
polniſchen Frage; es wird kein Gebiets⸗Opfer ſcheuen, um zur Reorganiſation 
Polens mitzuwirken. Wenn es aber nicht um ein Stück Landes mehr oder we⸗ 
niger marken will, ſo wird es jedenfalls unerſchütterlich darauf halten, daß die 
deutſche Nationalität auf dieſer Seite nicht beeinträchtigt, die deutſche Ehre 
nicht gekränkt wird, deren Wächter ſtets und überall zu ſein es als ſeinen erſten 
Beruf erkennt. Die Theile des Großherzogthums, welche weſentlich deutſch 

} } 


find, müſſen und werden Deutſchland und Preußen erhalte: 
kann kein Zweifel obwalten. Die Inſaſſen ſelbſt ſollen frei d 
ob fie deutſch oder polniſch fein wollen. So weit die Gebiets 
ſich darüber erſt verſtändigt, ſo concentrirt ſich die politiſche 8 
darin, ob man dieſe Sonderung jetzt eintreten und den polniſch 
Großherzogthums ſogleich und vollkommen ſich ſelbſt überlaſſen, 
Organiſation der polniſchen Nationalität in demſelben unter der 
dem Schutze Preußens vor ſich gehen ſoll. Die Antwort ſcheint faß 
mand, der, mag er nun Pole oder Deutſcher ſein, nicht von der 
Verblendung geſchlagen iſt, zweifelhaft ſein zu können. Was würde 2 
wenn man Poſen, das polniſche nämlich, ſich ſelbſt überließe? 

Ein ſofortiger und übereilter Einfall in das Ruſſiſche Polen mit 1 
chenden Kräften, eine vorausſichtlich ſichere Niederlage und demnächſtigt 
zung des Landes durch Ruſtſche Heere. Wäre ſelbſt nicht, was keineswe. 
ſtimmt zu hoffen iſt, die unmittelbare Hineinziehung Preußens und De 
lands in den Konflikt mit Rußland die Folge jener Kataſtrophe, ſo hätten 
in jedem Falle einen Waffenplatz von der Wichtigkeit Poſens in ſo bedenkli 
Zeit aus den Händen gegeben. Die Preußiſchen Oſtprovinzen wären fo y. 
wie abgeſchnitten, die öſtliche Flanke Deutſchlands völlig entblößt. Soll di 
Regierung, um dem unüberlegten Verlangen einiger Hitzköpfe zu genügen, ei⸗ 
nen ſolchen Verrath an den Deutſchen, an den polniſchen Intereſſen begehen? 
Wenn aber Preußen, wie es die gegenwärtige Lage gebieteriſch fordert, ſeine 
ſtarke Hand ſchirmend über Poſen ausſtreckt, ſo muß es auch die Verantwort⸗ 
lichkeit für das tragen, was in jener Provinz geſchieht, und um dieſelbe über⸗ 
nehmen zu können, muß es im Beſttz der Macht fein, thörichte Verſuche ſchon 
im Keime Ju erſticken. Die Bewaffnung und Zuſammenziehung anarchiſcher 
und zuchtloſer Haufen, wie fie jetzt flattfindet, muß daher um jeden Preis rück⸗ 
gängig gemacht werden. Die Organiſation der polniſchen Nationalität muß 


auf legalem Wege vor ſich gehen. Der Königliche Commiſſair, General von 


Williſen, iſt mit aller nur möglichen Langmuth und Mäßigung verfahren, viele 
beſonnene und gemäßigte Polen ſelbſt unterſtützen ihn mit ihrem ganzen Ein⸗ 
fluß; treten trotzdem blutige Konflikte ein, ſo ſind nur die dafür verantwortlich, 
deren unvernünftige Halsſtarrigkeit fo wohlmeinende Beſtrebungen zu Scans. 
den macht, aber nicht die Preußiſche Regierung, die Alles gethan hat, einem 
ſolchen Ausgange vorzubeugen, den fie ſelbſt aufs tiefſte beklagen würde. Preu⸗ 
ben iſt bereit, jedes billige Opfer zur Wiedererrichtung Polens zu bringen, aber 
nicht ſich zur Realiſirung unreifer Projekte in unabſehbare Verwickelungen 
mit auswärtigen Mächten zu ſtürzen, welche wahrſcheinlich gerade diejenigen 
Theile Deutſchlands, in denen jetzt die lebhafteſten Sympathieen für die polni⸗ 
ſche Sache ſich vernehmen laſſen, nicht gerade in der Verfaſſung finden dürften, 
uns wirkſamen Beiſtand zu leiſten. a A 


Breslau, den 12. April. Die hiefigen Blätter enthalten nachſtehende 
Bekanntmachung des Ober-Präſidenten: 


»Die ſich immer wiederholenden Gerüchte, daß Rußland eine Invaſion in 


die diesſeitigen Staaten beabſichtige, und daß zu dieſem Zwecke bedeutende rufs 
ſiſche Truppenmaſſen an der diesſeitigen Grenze zuſammengezogen würden, haben 
mich veranlaßt, genaue Nachrichten über deren Richtigkeit einzuziehen. Nach 
den mir zugegangenen, völlig zuverläſſigen amtlichen und außeramtlichen Nach⸗ 
richten ſind indeß alle derartigen Behauptungen unbegründet. Vis jetzt ſind 
ruſſiſche Truppen in ungewöhnlicher Anzahl an der diesſeitigen Grenze nicht 
aufgeſtellt, und Alles, was Rußland, in Folge der Ereigniſſe in Deutſchland, 
bisher gethan hat, beſchränkt ſich auf eine ſchärfere Beobachtung der Grenze 
und eine ſtrenge Ueberwachung des Handels- und Reiſeverkehrs zwiſchen dem 
ruſſiſchen Kaiſer-Reiche und den diesſeitigen Staaten. Unſererſeits find und 
werden nichtsdeſtoweniger alle Vorbereitungen ſo getroffen, daß allen Even⸗ 


tualitäten wirkſam begegnet werdkn kann. Die ganze Oſtgrenze von Krotofchin, 


ab bis gegen Krakau iſt durch dieſſeitige Truppen⸗Aufſtellungen beobachtet und 
gegen jeden unvermutheten Handſtreich geſichert. 
Angriff, von welcher Seite er auch kommen ſollte, mit Energie zurückweiſen 
zu können, thut die Befeſtigung der Ruhe und Ordnung in unſerem Staate 


und die Zuverſicht auf die zweckentſprechenden Anordnungen der Behörden vor 


Allem Noth. Ich vertraue, daß die Einwohner der Provinz Schteſien zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes mit allen Kräften mitwirken werden. 1 
Breslau, den 11. April 1848. | | | 4 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Schleſien Pind er.“ 


© Samburg, den 12. April. Die letzten Nachrichten vom Kriegsſchau⸗ 
platz lauten höchſt betrübend: = 


Rendsburg iſt mit Flüchtlingen angefüllt, Schleswig iſt verloren. Die 
Dänen, die mit Uebermacht zu Eckernförde gelandet waren, haben den Sieg 


davon getragen. Die Flensburger Bevölkerung hat das Kieler Studentencorps 
verrathen; es betrug, nebſt den Turnern und Jägern, 800 Mann und iſt faſt 


gänzlich aufgerieben; die Flensburger Bürger ſelbſt ſchoſſen aus den Fenſtern 


auf ſie. Unter den Gefallenen befinden ſich 2 Rantzau's, ein Reventlow u. 
ſ. w. Aller Augen ſind jetzt auf die Preußen gerichtet, die vor Begierde bren⸗ 
nen, die Dänen zu züchtigen und kaum noch von ihren Anführern zurückgehal⸗ 
ten werden können. Der Herzog von Auguſtenburg iſt aus Berlin zurück. Wie 
verlautet, ſoll der Preußiſche General v. Bonin noch einen letzten Parlamen⸗ 
tair mit der Aufforderung zur Räumung der Stadt nach Schleswig ſchicken und 
ſofort daſſelbe beſetzen, wenn der Aufforderung nicht gefolgt wird. Die Schles⸗ 
wig⸗Holſteiner follen zwiſchen Rendsburg, Schleswig und Eckernförde wieder 
Poſto gefaßt haben. Nach einem eben verbreiteten Gerücht ſoll der König von 
Dänemark die Räumung Schleswigs verweigert haben. 
ein Damfſchiff in Flammen. 
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Bei Schwanſen ſtand 
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Um aber jeden ernſtlichen, 
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